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Hans Urfer/cb/pd

Am 5. November 2019 traf ein
Autolenker unterhalb der Grie-
salp in Kiental (Gemeinde Rei-
chenbach) einen durchnässten
Mann an, der angab, von einem
Mann in ein Tobel gestossen
worden zu sein. Der Verletzte
wurde in der Folge durch eine
Polizeipatrouille für die medizi-
nischeVersorgung ins Spital ge-
bracht, teilten die Regionale
Staatsanwaltschaft Oberland
und die Kantonspolizei amDon-
nerstagnachmittag mit. Anläss-
lich von Einvernahmen habe der
heute 29-jährigeMann die Schil-
derungen wiederholt, die er
gegenüber dem Autofahrer ge-
macht hatte, halten die Untersu-
chungsbehörden unter anderem
fest. Demnach war er am Vortag
mit einem ihm bekanntenMann
in der Region Kiental unterwegs
gewesen, um angeblichVermes-
sungen durchzuführen.

In Schlucht gestossen
Gemäss den Aussagen wurde er
dabei, als sie sich oberhalb des
Pochtenfalls aufhielten, vomBe-
kannten unvermittelt in die dor-
tige Schlucht gestossen. Darauf-
hin stürzte er einigeMeter in die
Tiefe. Er konnte sich auf einen
Felsvorsprung retten, wo er die
Nacht über ausharrte.Amnächs-
ten Morgen gelang es ihm
schliesslich, aus der Schlucht zu
klettern und den vorbeifahren-
den Autolenker um Hilfe zu fra-
gen.

Der mutmassliche Täter, ein
heute 63-jähriger Schweizer,
wurde noch am gleichenTag an-
gehalten und schliesslich durch
die zuständige Staatsanwalt-
schaft verhaftet. Letzteres sei an-

geblich anlässlich desAeschimä-
rits geschehen, sagte Alexandra
Schnitzler vom Berggasthaus
Golderli auf der Griesalp. «Das
habe ich so von Gesprächen mit
Gästen und Bekannten mitbe-
kommen». Mehr wisse sie auch
nicht, ausser dass einmal, als sie
perAuto von der Griesalp runter
ins Tal unterwegs war, sie Poli-
zisten in der Schlucht gesehen
habe.

Präsident nicht informiert
«Nein, im Gemeinderat ist die
Verhaftung nicht diskutiertwor-
den», sagte Hans UlrichMürner,
Gemeinderatspräsident von Rei-
chenbach, auf Anfrage. Er habe
auch keine Informationen rund
um die Untersuchungen seitens
der Polizei erhalten. Die politi-
schen Behörden in seiner Ge-
meinde seien nicht involviert ge-
wesen. «Ich bin erschüttert. Lei-
der passieren solche Taten. Ich
hoffe einfach, dass dies keine
Nachahmer auf den Plan ruft.»
Gibt es einen Zusammenhang?

Wie die Kantonspolizei und
die Staatsanwaltschaft am Don-
nerstagweiter bekanntgaben, of-
fenbarten die Umstände des Falls
vomNovember gewisse Paralle-
len zu einem Todesfall vom 25.
Mai gleichen Jahres. Damalswar
ein lebloser Mann im Gornern-
bach in Kiental aufgefunden
worden. «Es hatten sich im Zuge
der getätigten Ermittlungen und
der rechtsmedizinischen Unter-
suchungen zu diesem Zeitpunkt
allerdings keine Hinweise auf
eine Dritteinwirkung ergeben»,
so die Kantonspolizei.

Fall erneut aufgenommen
Aufgrund des Verdachts, dass
zwischen den beiden Fällen ein

Zusammenhang bestehen könn-
te, und weil in der Folge auch
nicht ausgeschlossen werden
konnte, dass dem Todesfall
möglicherweise ein Delikt zu-
grunde lag,wurde der Fall erneut
aufgenommen und es wurden
weiterführende Ermittlungen
getätigt.

Beide kannten sich offenbar
Dabei zeigte sich, dass sich der
63-Jährige und der im Mai 2019
Verstorbene ebenfalls gekannt
haben dürften und sie offenbar
kurz vor dem Todeszeitpunkt
noch in Kontakt gestanden wa-
ren. «Gestützt auf sämtliche Er-
kenntnisse, die aus den umfang-
reichen Ermittlungen resultier-
ten, erhärteten sich die
Verdachtsmomente, dass der
18-jährige verstorbene Afghane
Opfer eines Tötungsdelikts ge-
worden sein dürfte und es sich
beim heute 63-jährigen Schwei-
zer auch in diesem Fall um den
mutmasslichen Täter handelt.»

Daher wurde in der Folge
unter der Leitung der Regiona-
len Staatsanwaltschaft Oberland
einVerfahren unter anderemwe-
gen vorsätzlicher Tötung sowie
versuchter vorsätzlicher Tötung
geführt. Die diesbezüglichen
polizeilichen Ermittlungen nah-
men mehrere Monate in An-
spruch und sind nun beendet.

Sobald die Staatsanwaltschaft
ihrerseits die Untersuchungen
abgeschlossen und die vorlie-
gendenVerdachtsmomente ein-
gehend geprüft hat, wird sie
beim zuständigen GerichtAnkla-
ge erheben. Die rechtliche Be-
urteilung obliegt sodann der Jus-
tiz. Der Beschuldigte befindet
sich inzwischen im vorzeitigen
Strafvollzug.

Vorwurf: ZweiMänner
indie Schlucht gestossen
Kiental Der Fall eines mutmasslichen Tötungsversuchs beim Pochtenfall im November
2019 weist Parallelen zu einem Leichenfund im gleichen Jahr auf. Ein Mann ist in Haft.

Der Tatort der versuchten vorsätzlichen Tötung vom 4. November 2019. befindet sich oberhalb des Pochtenfalls bei der Griesalp. Foto: Robertus Laan

«Ich bin erschüttert.
Leider passieren
solche Taten. Ich
hoffe einfach, dass
dies keine Nach-
ahmer auf den
Plan ruft.»

Hans Ulrich Mürner
Gemeinderatspräsident von
Reichenbach

Siemachten gemeinsame Sache.
Der damalige Chef der Pensions-
kasse der Carba-Gruppe und ein
Bauunternehmer aus dem Ber-
ner Oberland fädelten mehrere
Liegenschaftskäufe ein. Bei die-
sen Deals soll die Pensionskasse
dem Unternehmer viel zu hohe
Preise für die Häuser und deren
Sanierung bezahlt haben. Der
PK-Chef soll von seinem langjäh-
rigen Freund für seine Dienste
rund 3 Millionen Franken an
Provisionen erhalten haben.

Die 15 Verkäufe in den Jahren
2007 und 2008 beschäftigen die
Justiz noch heute fast auf allen
Ebenen. Das Strafverfahren
gegen die zwei Männer, beide
heute über 70 Jahre alt, ist vor
Bundesgericht hängig, es liegt
kein rechtskräftiges Urteil vor.
Das Obergericht hatte sie imNo-
vember 2019 wegen gewerbs-
mässigen Betrugs zu einer Ge-
fängnisstrafe von je fünf Jahren
verurteilt. Das Obergericht bezif-
ferte die Deliktsumme auf 6,4
Millionen Franken. Die beiden
Beschuldigten bestritten dieVor-
würfe. Bei den angeblichen Pro-
visionen habe es sich um ein
Darlehen gehandelt.

Mehrgleisiges Verfahren
Das Gericht sah es als erwiesen
an, dass die beidenMänner nach
einemgemeinsamen Planvorge-
gangen waren. Sie vereinbarten
für die Liegenschaften einen viel
zu hohen Preis. Der PK-Chef
brachte die Immobiliengeschäf-
te im Anlageausschuss durch.
Weil er während vieler Jahre ta-
dellos gearbeitet hatte, genoss er
viel Vertrauen. Dass er mit dem
Bauunternehmen befreundet
war, verschwieg er den zustän-
digen Gremien.Nachdemdie Sa-
che 2010 aufgeflogen war, wur-
de nicht nur ein Strafverfahren
eingeleitet. Die Pensionskasse
der Carba-Gruppe versucht seit-
her auf zivil- und verwaltungs-
gerichtlichemWeg die zuviel be-
zahlten Summen einzutreiben.
Dabei geht es um zweistellige
Millionenbeträge.

Treuepflicht verletzt
In einem Fall hat die Pensions-
kasse ihr Ziel erreicht. Das ber-
nische Verwaltungsgericht ver-
pflichtete vor gut einem Jahr den
ehemaligen Geschäftsführer zur
Zahlung von Schadenersatz in
derHöhevon 9,3Millionen Fran-
ken. Bei einemZins von fünf Pro-
zent ab Schadendatum kommen
ein paarweitereMillionen Fran-
ken dazu.

DasVerwaltungsgericht hatte
zu beurteilen, ob der Mann in

seiner Funktion gegen gesetzli-
che und reglementarische Vor-
gaben verstossen habe. Und das
Gericht beantwortete diese Fra-
gemit Ja. Er habe seine Sorgfalts-
undTreuepflichten eklatant ver-
letzt. Wobei auch der Stiftungs-
rat ein «nicht unerhebliches
Mitverschulden» trage, weil er
die Geschäfte trotz rudimentärer
Unterlagen einfach durchge-

winkt habe. Dieses Urteil ist
rechtskräftig, nachdem die Be-
schwerde vor Bundesgericht zu-
rückgezogen wurde.

Schaden nicht bewiesen
AmDonnerstag standen sich die
Parteien vor dem kantonalen
Handelsgericht erneut gegen-
über.Diesmal zielte die Klage der
Carba-Gruppe in erster Linie
gegen den Bauunternehmer. Die
Forderungen für die zu hohen
Liegenschaftspreise und die zu
teuerverrechneten Sanierungen
bezifferte ihr Vertreter auf über
16Millionen Franken.Von ihrem
ehemaligen Kadermannverlang-
te die Carba einen weiteren ho-
hen sechsstelligen Betrag. Der
Anwalt des Unternehmers wies
die Forderungen zurück. Die Sa-
che sei komplex,weil es nicht nur
um einenVerkauf gehe, sondern
auch um eine damit verbundene
Sanierung. Der finanzielle Scha-
den für die Pensionskasse sei
nicht bewiesen, und überhaupt:
«Es ist erlaubt, eine Liegenschaft
überWert zu verkaufen.»

Nach einer Vergleichsver-
handlung konnte der frühere Ge-
schäftsführer der Kasse das Ge-
richt früh wieder verlassen. Er
hatte sich mit seinem früheren
Arbeitgeber geeinigt.

Das Handelsgerichtmuss nun
jeden einzelnen Liegenschafts-
handel und die Rechnungen für
die Sanierungen unter die Lupe
nehmen und den allfälligen
Schaden für die Carba-Gruppe
beziffern. Dazu werden auch
Sachverständige befragt,welche
die fraglichen Liegenschaften ge-
schätzt hatten. Die Verhandlung
vor dem Handelsgericht geht
nächsteWocheweiter. Ein Urteil
wird es noch nicht geben.

Hans Ulrich Schaad

Pensionskasse fordert über
16Millionen Franken zurück
Justiz Die Pensionskasse der Carba-Gruppe
zerrt einen Oberländer Bauunternehmer
vors Handelsgericht.

Das kantonale Handelsgericht muss sich mit den umstrittenen
Liegenschaftsgeschäften befassen. Foto: Herbert Rentsch

«Es ist erlaubt, eine
Liegenschaft über
Wert zu verkaufen.»

Der Anwalt des Unternehmers
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Gabriel Berger

Ist die freie Fläche zwischen der
A6, den Sportanlagen des FC Ler-
chenfeld und der Allmendstras-
se der richtige Ort für den ge-
planten regionalen Abfallsam-
melhof mit Recyclingcenter der
AG fürAbfallverwertung und der
Stadt? Oder sollte die Parzelle
nicht besser in die benachbarte
Zone für Sport- und Freizeitan-
lagen integriertwerden,was den
Sammelhof jedoch verhindert?
Letzteres fordern die Köpfe hin-
ter der sogenannten Thuner
Zonenplaninitiative.

Der Gemeinderat lehnt das
Volksbegehren ab,wie er vor gut
zwei Wochen bekannt gab (wir
berichteten). Gestern Abend hat
sich nun auch derThuner Stadt-
ratmit der Initiative befasst. Ob-
schon mehrere Parlamentsmit-
glieder durchaus Verständnis
und teilweise sogar Sympathien
für dasAnliegen der Gruppe von
Anwohnerinnen undAnwohnern
aus dem Lerchenfeld äusserten,
war das Verdikt am Ende glas-
klar: Der Stadtrat folgte demAn-
trag des Gemeinderatsmit 38 zu
0 Stimmen – und empfiehlt da-
mit dem Stimmvolk am 13.Juni
ein Nein zur Zonenplaninitiati-
ve an der Urne.

Periphere Lage als Vorteil
«Die Initiative wurde nicht lan-
ciert, um auf der Parzelle kon-
kret ein Angebot für Sport und
Freizeit zu schaffen, sondern um
denAbfallsammelhof zu verhin-
dern», sagte Stadtpräsident Ra-
phael Lanz (SVP) eingangs. Das
Vorgehen sei selbstverständlich
legitim, «wir sind imGemeinde-
rat aber zumSchluss gekommen,
dass die Initiative nicht im öf-
fentlichen Interesse ist», so Lanz.
Dass die Parzelle peripher liege,
sei eben gerade ein Vorteil für
den Standort als Sammelhof. Für
eineweitere Sportanlagewäre es

dagegen eher ein Nachteil, zu-
mal die Geometrie der Fläche
nicht optimal sei.

Aus den verschiedenen Stadt-
ratsfraktionen kam kein Wider-
spruch. Thomas Rosenberg hielt
im Namen der Grünen / Jungen
Grünen fest: «Wir finden, dass es
keinenBedarf füreineUmzonung
gibt.Ausserdemwäre dergeplan-
te Standort auch nicht wirklich
geeignet für eine neue Sportan-
lage.»MartinAllemann (SP) fand,
dass der heutige Abfallsammel-
hof anderMilitärstrasse dringend

ersetzt werden müsse. «Und das
vorliegendeProjekt ist hierfürdas
bestmögliche.»

«Notwendigkeit gegeben»
Lob erhielt der Gemeinderat
auch von der SVP: «Mehrere
Standorte wurden evaluiert. Die
gefundene Lösung ist sowohl für
Thun als auch für die umliegen-
den Gemeinden eine gute», sag-
te Christoph Lauener. Dass nie-
mand eine Entsorgungsanlage
vor seiner eigenen Nase wolle,
sei verständlich, räumteHanspe-

ter Aellig (FDP) ein. Er gab aber
auch zu bedenken: «Der heutige
Standort des Sammelhofs ist
nicht mehr zeitgemäss. Zudem
ist die dortige Erschliessung ge-
fährlich.» Daher sei die Notwen-
digkeit für den Neubau im Ler-
chenfeld klar gegeben.

Alois Studerus (CVP/EVP/
EDU) erinnerte daran, dass der
Abfall, der künftig im Lerchen-
feld angeliefert werden würde,
grösstenteils recycelt werden
solle. «Insofern ist auch der von
den Initianten angeregte alter-

native Sammelhof-Standort
nahe der KVA Thun aus unserer
Sicht kein zwingendes Argu-
ment.» Das Projekt im Lerchen-
feld entspreche dagegen allen
gestelltenAnforderungen. Zu gu-
ter Letzt sprach sich auch Nico-
las Glauser (GLP/BDP) gegen die
Initiative aus: «Wir vertrauen
dem Gemeinderat, dass alle
möglichen Optionen seriös ge-
prüftwurden.» Überdieswürden
sich fürweitere Sportanlagen in
Thun andere Standorte besser
eignen.

Klares Verdikt zu Sammelhof-Standort
Thuner Stadtrat (1) Das Parlament ist dem Gemeinderat gefolgt und hat die Zonenplaninitiative, die den
Abfallsammelhof im Lerchenfeld verhindern will, klar abgelehnt. Im Juni kommt es zur Volksabstimmung.

Auf diese Parzelle im Lerchenfeld in Thun (Gebiet Zollhaus) käme er zu stehen: Der geplante neue regionale Abfallsammelhof. Foto: Christoph Gerber

KurzerExkurs in denGeschichts-
unterricht: 1973 platzte in den
USAdieWatergate-Affäre, in Chi-
le putschte sich Augusto Pino-
chet an die Macht, aufgrund der
Ölkrise gab es erstmals ein Sonn-
tagsfahrverbot in der Schweiz.
Und apropos Unterricht – in
Thun wurde die Schulanlage
Strättligen eröffnet. Mittlerwei-
le ist das Gebäude ziemlich in die
Jahre gekommen. So sehr, dass
die Oberstufenschule Strättligen
in der Prioritätenliste der Schul-
haussanierungen, in welche die
Stadt Thun in den nächsten Jah-
ren rund 180 Millionen Franken
stecken will, weit oben rangiert.

Nur ein leiser Kritikpunkt
Gut 22MillionenFranken sind im
Finanzplan der Stadt für die Sa-
nierung und Erweiterung der
Schulanlage eingerechnet. Ges-
tern im Stadtrat ging es noch um
einen weit geringeren Betrag –
denn vorläufig steht die Planung
imVordergrund.Teil davon ist ein
Architekturwettbewerb.DieHälf-
te der Kosten von 670’000 Fran-

ken hat der Gemeinderat in eige-
ner Kompetenz gesprochen – für
die andere Hälfte, den Investi-
tionsanteil, ist der Stadtrat zu-
ständig (wir berichteten).

«Es liegt auf der Hand, dass
die Sanierung der Schulanlage
ein Bedürfnis ist. Es fehlen Räu-
me, die zeitgemässen Unterricht
ermöglichen», sagte Barbara
LehmannRickli (FDP). Zwarwur-
den die Wettbewerbskosten von
ihr wie von Philipp Deriaz (SVP)
als hoch taxiert. Das blieb aber
der einzige leise Kritikpunkt.
Dass die provisorischen Contai-
neranlagen verschwinden wer-
den, bezeichnete Simon Werren
(Fraktion BDP/GLP) als «sicher
nicht weiter schlimm». Manfred
Locher (Fraktion EDU/EVP/CVP)
wies auf die geplanten Siedlungs-
projekte rundherumhin, die eine
ErhöhungderAnzahl Klassenvon
14 auf 21 sinnvoll machen.

FürSVP-VertreterDeriaz ist die
«gestaffelte Bauweise bei laufen-
dem Betrieb sicher eine Heraus-
forderung». Katharina Ali-Oesch
(SP) forderte, diese Zusatzbelas-

tungenmüssten aufgefangenund
entschädigt werden. «Dass die
höchsten energetischenundöko-
logischen Standards eingehalten
werden sollen, freut uns sehr»,
sagte Sarah Zaugg (Grüne/Junge
Grüne).Angestrebtwird derStan-
dard «Nachhaltiges Bauen
Schweiz». Für Bildungsbauten
gibt es diesen erst seit diesem Jahr
– und so wird die Sanierung der
Schulanlage Strättligen zu einem
Pilotprojekt.

Projekt 2028 umgesetzt?
Der Zeitplan sieht nun wie folgt
aus:Diesesundnächstes Jahr läuft
das Wettbewerbsverfahren. Die
weitere Planung und die konkre-
te Projektierung sollen 2023 bis
2025 erfolgen. Schliesslich wird
auch das Stimmvolk der Sanie-
rungundErweiterungzustimmen
müssen,bevorderBaubegonnen
und nach derzeitigem Plan 2028
abgeschlossenwerden kann. Das
wäre dann genau 55 Jahre nach
der ursprünglichen Eröffnung.

Michael Gurtner

Geld für nächstes grosses Schulprojekt
Stadtrat (2) Die Stadt Thun plant Millionenausgaben für Schulen.
Das Parlament sprach Geld für die Oberstufenschule Strättligen.

Eine parlamentarische Erklä-
rung (PE) ist im Stadtrat extrem
selten. Letztmals kam das Inst-
rument,mit dem gemäss Stadt-
ratsunterlagen «grundsätzliche
politische Hinweise zuhanden
des Gemeinderats» abgegeben
werden können, im Jahr 2007
zum Einsatz. Gesternwar es nun
wiedermal soweit: Die Ratslinke
sowie drei Vertreterinnen und
Vertreter aus derMitte sehen in
Thun einen «stark erhöhten
Nachholbedarf für den Lang-
samverkehr» – dies,weil dessen
Anteil imVergleich zummotori-
sierten Individualverkehr ge-
mäss Daten des Kantons abge-
nommen hat. Dies widerspreche
den Zielsetzungen aus dem Ge-
samtverkehrskonzept. Und
Thunweise als einzige Agglo-
meration im Kanton Bern diesen
Trend auf.

Wie erwähnt: Die PE kann kon-
kret wenig ausrichten. Es ist
eher eine Unmutsbekundung.
«Wir finden, dass das Tempo bei
der Umsetzung vonMassnah-
men zur Förderung des Lang-
samverkehrs zu tief ist», brachte
es Marc Barben (Grüne/JG) auf
den Punkt. Dies sei aber nicht
als Fundamentalkritik an der
Arbeit des Gemeinderats zu ver-
stehen. Dieser gab – in Gestalt
von Bauvorsteher Konrad Häde-
ner (CVP) – zu Protokoll, dass
ihn der Zeitpunkt des Vorstosses
etwas irritiere. Das Parlament
habe ja erst im Januar 1,6 Millio-
nen Franken für ein Verkehrs-
monitoring genehmigt –was
genaue Daten und damit auch
Anhaltspunkte für die Förde-
rung des Langsamverkehrs lie-
fernwerde. Das Vorgehen ist der
Hälfte des Thuner Stadtrats aber
ganz offensichtlich zuwenig
schnell. Die PEwurde letztlich
übrigens mit 19 zu 18 Stimmen
bei einer Enthaltung… «erklärt».

Beim Langsamen
nicht schnell genug

Angetippt

Gabriel Berger
gabriel.berger@bom.ch

Vor 2018 werde an der Länggas-
se nicht gebaut. So stand es in
einemArtikel dieser Zeitungmit
dem Titel «Ja zu Abbruch und
Neubau der ‹Freistatt›» im
Herbst 2013. Die Episode zeigt
zweierlei: Die Siedlung Freistatt
beschäftigt Thuns Politik seit
Jahren. Und der ursprüngliche
Zeitplan ist – nach Verzögerun-
gen bei diversen Projektschrit-
ten – längst Makulatur.

GesternAbend hat der Stadt-
rat nun aberwieder einen Pflock
eingeschlagen: Rund anderthalb
Jahre nach dem Ja zur Zone mit
Planungspflicht (ZPP) Freistatt
hat das Parlament einstimmig
einen Kredit von 946’000 Fran-
ken gutgeheissen.Mit demGeld
wird derArchitekturwettbewerb
fürs Gesamtprojekt vorfinan-
ziert, den die Stadt zusammen
mit den zwei Investorinnen –
die städtische Pensionskasse
und die gemeinnützige Bau-
undWohngenossenschaft Frei-
statt – dieses und nächstes Jahr
durchführen will (wir berichte-
ten).

Bauvorsteher Konrad Hädener
(CVP) erwähnte zunächst, dass
der Ursprung des Geschäfts so-
gar im Jahr 2009 liege. Damals
hatte die Wohngenossenschaft
wegen finanzieller Schieflage die
Stadt um den vorzeitigen Heim-
fall gebeten. «Die Kosten für den
Wettbewerb sind zwarhoch, aber
sie sind nachvollziehbar», fand
SimonWerren (BDP/GLP). Ein Ja
zurVorfinanzierung sorge dafür,
dass beim «Projekt mit Leucht-
turmcharakter» die nächste
Etappe in Angriff genommen
werden könne.

Leuchttürme allenthalben
Das Wort «Leuchtturm» nahm
auch Thomas Hiltpold (Grüne /
Junge Grüne) in den Mund. «Ein
Leuchtturmwird nicht in einem
Tag gebaut, schon gar nicht in
einem Binnenland», frotzelte er
mit Blick auf die lange Entste-
hungsgeschichte.Mit «Genugtu-
ung und einer Prise Begeiste-
rung» sehe er, dass das Projekt
nun Fahrt aufnehme.Den rheto-
rischen Steilpass nahm Reto

Schertenleib (SVP) dankend an.
«Wieso verwenden wir bei sol-
chen Projekten stets den Begriff
‹Leuchtturm›, also den eines
Energiefressers? Ist daswirklich
die richtige Metapher?» Die SVP
sei zwar nicht so euphorisiert
wie die Linke, aber es sei hier ein
guterWurf gelungen, «mit zwei
zuverlässigen,vertrauenswürdi-
gen Partnern».

Nur kleinerWermutstropfen
Als einzigen kleinen Wermuts-
tropfen bezeichneten Mark van
Wijk (FDP) und Adrian Christen
(SP) den Fakt, dass kein offenes
Wettbewerbsverfahren stattfin-
den werde. Van Wijk hob indes
lobend hervor, dass es sinnvoll
sei, «dass das qualitätssichern-
de Verfahren durch die Stadt er-
folgt». Kommt es in den nächs-
ten Jahren nicht zuweiterenVer-
zögerungen, sollten im neuen
Quartier in der Freistatt 2027 die
ersten Mieterinnen und Mieter
einziehen.

Gabriel Berger

Grünes Licht für denWettbewerb
Stadtrat (3) Die Stadt und zwei Investorinnen können den
Wettbewerb zur Entwicklung des Areals Freistatt durchführen.


